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Das Reiterlein

Wachtturm
und Sexkatalog

Dass er‘s mit Teppichwerbung
nicht so hat? Das hatte Heiko
Voigt ja schon im Oktober-Stadt-
rat durchgestellt – nachdem die
Isolde Baum für ihre Online-Peti-
tion so heftig die Trommel ge-
rührt hatte. Am Donnerstag
schob der Bürgermeister nach,
nicht nur Teppichwerbung, son-
dern „womöglich auch als nächs-
tes“ noch Sexartikel-Marketing
vom Amorelie-Versand habe so
gar nix im Stadtrat zu suchen. An-
lass waren Heftchen, welche die
Zeugen Jehovas via Rathaus allen
Stadträten geschickt hatten. Und
die dann auch prompt mit den
Sitzungsunterlagen ausgereicht
wurden. Ein Wachtturm-Exem-
plar mit der Überschrift „Was ist
Gottes Reich?“ in Händen der Da-
men und Herren Stadt-Entschei-
der? So mancher musste sich mit
einem Blick auf die Tagesordnung
vergewissern, ob dazu nicht viel-
leicht doch ein Beschluss an-
stand. Die Verwaltung werde in
Zukunft ein Auge darauf haben,
dass sich Derartiges nicht wieder-
holt, sicherte Voigt zu. Womit
keine Aussage getroffen war, ob
Sex-Kataloge nicht doch Lust auf
mehr machen als sagen wir mal
der Nachtragshaushalt, frotzelt
das

Sonneberger Reiterlein

In Kürze

Polizeiliche Erlaubnis zum
Verkauf von Drogen?

Sonneberg – Von einem recht ku-
riosen Einsatzverlauf spricht die
Polizei im Nachgang einer Durch-
suchung. Am Donnerstag flöhten
Beamte der Kripo Räumlichkeiten
in Sonneberg. Vorangegangen wa-
ren Hinweise auf einen möglichen
unerlaubten Verkauf von Artikeln,
welche mutmaßlich unters Betäu-
bungsmittelgesetz fallen. Doch die
Beamten staunten während der
Maßnahme nicht schlecht: Der be-
troffene Händler des Tabakwaren-
ladens gab an, vor geraumer Zeit
durch die Polizei „die Erlaubnis“
zum Verkauf jener Artikel einge-
holt zu haben. Inwieweit es sich
dabei um einen Irrtum beiderseits
handelt, wird gegenwärtig geprüft.
Zum jetzigen Zeitpunkt können
keine weiteren Angaben zum Sach-
verhalt gemacht werden, so die
Saalfelder Polizei.

Anderes Format für die
Kreissynode

Sonneberg – Der Evangelische Kir-
chenkreis Sonneberg teilt mit, dass
die für den 27. November geplante
Sitzung der Kreissynode nicht als
Präsenzsitzung stattfinden wird.
Die Synodalen werden schriftlich
darüber informiert und per Brief
um Abstimmung über die nötigen
Beschlüsse gebeten, übermittelt
Denise Müller-Blech.
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Schärfere Coronaschutz-Regeln an Kitas und Schulen
Ohne schärferen Infekti-
onsschutz in Kindergärten
und Schulen droht bei der
Verbreitung von Corona
ein Flächenbrand, meint
das Landratsamt und setzt
die Warnstufe für alle Ein-
richtungen hoch.

Sonneberg – Für alle Schulen und
Kindertagesstätten im Landkreis
wird die Stufe „Gelb“ ausgerufen.
Hierüber informierte am Freitag das
Landratsamt. Nachdem im Laufe die-
ser Woche Infektionen an sechs
Schulen nachgewiesen wurden und
zeitgleich die Sieben-Tage-Inzidenz
einen Rekordwert von 221,8 erreich-

te, wandte sich der Krisenstab im
Landratsamt am Freitag an Thürin-
gens Bildungsminister. Die Sorge lau-
tet, das Virus drohe sich gleichauf ei-
nem Flächenbrand auszubreiten an-
gesichts dessen, dass viele Schüler
der betroffenen Schulen – ein über-
regionales Einzugsgebiet haben ins-
besondere das Neuhäuser Gymnasi-
um und die Steinheider Grundschule
– Geschwister im Kindergartenalter
Zuhause haben. Es bestehe daher un-
mittelbarer Handlungsbedarf. Adä-
quat zum Vorgehen im ebenfalls
stark betroffenen Nachbarkreis Hild-
burghausen sollen demnach alle
Schulen und Kindertagesstätten des
Landkreises Sonneberg per Anord-
nung in den eingeschränkten Regel-
betrieb mit erhöhtem Infektions-
schutz (Stufe „Gelb“) versetzt wer-

den. Das Thüringer Bildungsministe-
rium bestätigte die Bitte für die Schu-
len. Der Landkreis Sonneberg wie-
derum setzte eine entsprechende
Verfügung (siehe auch Seite 18 und
19 dieser Ausgabe) für die hiesigen
Kindergärten in Kraft. Zwar, so Kreis-
sprecher Michael Volk auf Nachfrage
gegenüber Freies Wort , gebe es derzeit
keine nachgewiesenen Corona-An-
steckungen an den 33 Kitas. Doch
damit es so bleibt, brauche es mehr
Vorsorge jetzt. Im eingeschränkten
Betrieb mit erhöhtem Infektions-
schutz hat beispielsweise die Leitung
einer Kindertagesstätte sicherzustel-
len, dass eine Betreuung nur in be-
ständig festen und voneinander ge-
trennten Gruppen stattfindet. Die
Allgemeinverfügung bleibt vorerst
bis 6. Dezember in Kraft.

Das Corona-Geschehen prägt zu-
nehmend die Lage in den Regiomed-
Kliniken. Wie Konzernsprecher Da-
vid Schmitt äußerte, wurden Stand
Donnerstag in den Häusern Coburg/
Neustadt, Lichtenfels, Sonneberg/
Neuhaus und Hildburghausen insge-
samt 71 Patienten betreut. „Weitere
sechs befinden sich in intensivmedi-
zinischer Behandlung, wovon alle
beatmet werden müssen. Von Eng-
pässen müssen wir noch nicht spre-
chen, aber wir betrachten die Dyna-
mik der Zahlen mit Sorge.“ Der An-
stieg begründe auch unter Pflegern
und Ärzten – bedingt durch Quaran-
täneanordnung und Kinderbetreu-
ung – Ausfälle. Durch den Austausch
im Verbund seien die Kliniken den-
noch in der Lage, alle Patienten adä-
quat zu versorgen. anb/sn

In den Kindergärten im Landkreis
muss ab sofort auf mehr Abstand der
Gruppen untereinander geachtet wer-
den. Archivbild: tho

Industriepark-Fürsprecher setzen sich durch
Der Stadtrat schlägt den
nächsten Pfosten ein, um
beim Industriegebiet
Sonneberg-Süd voranzu-
kommen. Planungsleistun-
gen werden beauftragt und
ein Förderantrag an den
Freistaat gestellt. Doch die
Kritik an dem Vorhaben
wird nicht leiser.

VonAndreas Beer

Sonneberg – Gleich drei Redner
schickte die CDU/FDP-Fraktion ans
Rednerpult als die Frage aufgerufen
wurde, ob der Bürgermeister ermäch-
tigt wird, die Vergabe von Planungs-
leistungen fürs Gewerbegebiet Süd
nebst Förderantrag ans Land aufs
Gleis zu setzen. Und als ob das Trio
nicht gereicht hätte, die Meinung

des stärksten
Lagers im Stadt-
rat kenntlich zu
machen? Stell-
te Stadtratsvor-
steher Wilhelm
Rainer Häusler
(CDU) der De-
batte noch eine
„persönliche
Anmerkung“
voran, wonach
ein jedes Rats-
mitglied immer

auch das künftige Wohl der Bürger
im Blick haben müsse. Nicht anders
kam es bei Rolf Schwämmlein (FDP)
rüber, der den Beschluss als „wichti-
gen Schritt für die Zukunft der Stadt“
einordnete. Um Industrie und Ge-
werbe auf weiterhin hohem Niveau
zu halten, stelle man sich als CDU/
FDP-Fraktion voll hinter die Vorlage
der Verwaltung. Uta Bätz (CDU) äu-
ßerte: „2020 hat uns gezeigt, dass wir
als Gesellschaft neue Wege gehen
müssen, um Wohlstand zu erhalten.“
Neue Unternehmen, neue Wirt-
schaftszweige machen sich notwen-
dig, um im Wettbewerb um die Zu-
kunft gut aufgestellt zu sein. Ein In-
dustriegebiet H2Region mit seinem
Focus auf Wasserstoff sei in diesem
Sinne richtungsweisend.

Man tue daher gut, das Gelände in

der Gemarkung Heubisch/Unterlind
zu erschließen. Der Kritik von Flä-
chenverbrauch und Bodenversiege-
lung zulasten der Landwirtschaft
hielt Bätz entgegen, innerstädtische
Erschließungsprojekte seien nicht
weniger konfliktbehaftet. Das Hoch-
regallager in Oberland und dessen
Nähe zur Wohnbebauung stehe da-
für Beispiel.

Andreas Pawletta (CDU) listete
auf, man habe seit Mitte der 1990er-
Jahre erst die Mittlere Motsch, dann
Hönbach/Müß, schließlich Malmerz

aufgefüllt mit
Gewerbe und
Industrie und
mittlerweile sei
auch das ge-
meinsame Areal
mit Föritz er-
schöpft. Von
daher werde er
der Entwick-
lung eines In-
dustriegebietes
H2Region zu-
stimmen, weil

damit bei vernünftiger Planung die
gute Chance bestehe, viele hochwer-
tige Industriearbeitsplätze zu gewin-
nen. An Investoren bestehe offen-
sichtlich kein Mangel: „Der Heiko
hat mir die Liste gezeigt von Weitem.
Ich kann nur sagen: Lasst es uns an-
packen.“

Ja, aus zwei Fraktionen

Wohin die Reise bei der Abstim-
mung gehen wird, wenn im 31 Köpfe
zählenden Gremium die 14 Vertreter
von CDU/FDP plus Bürgermeister
Heiko Voigt zusammenhalten? Da-
von hatte man spätestens nach der
Wortmeldung von Roland Schliewe,
dem Fraktionschef der sieben AfD-
Mandatsträger, eine klare Vorstel-
lung. Denn Schliewe kündigte eben-
falls ein Ja zur Beschlussvorlage an.
Sachlich sei dies geboten, die Vortei-
le eines solchen Gewerbegebietes
sind nicht von der Hand zu weisen,
so Schliewe. Anstatt darauf zu setzen,
dass immer mehr „Arbeitsplätze auf
der Couch“ entstehen, müsse man
sich vergegenwärtigen, dass im Zuge
„der gesamtökonomischen Lage in
Deutschland ein Drittel der Arbeits-
plätze wegfallen wird“.

Umgekehrt habe man es in der

Hand, mit Sonneberg-Süd langfristig
hochwertige Jobs anzusiedeln und
damit zumindest die bislang im Thü-
ringen- und Deutschlandvergleich
so mauen Durchschnittsverdienste
in der Region zu steigern. Eine Ent-
wicklung, von der auch alle Umland-
gemeinden profitieren würden.

Die Jobs, welche die Agroprodukt
zurzeit vorhält, um die Äcker zu be-
wirtschaften, würden hingegen über
kurz oder lang verschwinden –sobald
autonom fahrende Maschinen die
Ernte einbringen, so seine Meinung.
Einzige Mahnung an den Stadtchef
sei es, bei der Vergabe der Flächen an
Investoren auf „den richtigen Mix“
zu achten: Forschungs- und Entwick-
lungsabteilungen sei unbestritten
ein wichtiger Faktor. Aber Geld lasse

sich eher mit
Industrie und
Gewerbe ver-
dienen.

Voigt hatte
zuvor geäußert,
der Stadt lägen
rund zehn An-
fragen vor von
Unternehmen,
die sich eine
Ansiedlung
vorstellen
könnten. In der

Summe umfasse dies acht Hektar.
Wie mehrfach berichtet, sind im

Regionalplan Südwestthüringen
2018 in der Summe rund 80 Hektar
als Vorranggebiet für Industrie und
Gewerbe berücksichtigt.

Bei der Abstimmung kam unter
den 26 Stimmberechtigten zur Sit-
zung im G-Haus die Mehrheit von
CDU/FDP und AfD schließlich zum
Tragen. Ihr standen fünf Nein-Voten
und eine Enthaltung aus Reihen von
SPD und Linke gegenüber.

Zudem tat sich Isolde Baum (Lin-
ke)schwer, ihr Kontra an den Mann
zu bringen. So kam die Hönbacherin
eingangs ihrer Stellungnahme auf
das Ergebnis einer Online-Eingabe
an den Petitionsausschuss im Thü-
ringer Landtag zu sprechen. Doch
gleichauf der Oktobersitzung gabs
dafür einen Rüffel, dieses Mal von
Stadtratsvorsitzendem Häusler. Die-
ser fiel Baum ins Wort, die Petition
tue nichts zur Sache. Wenn Baum
nicht den Gepflogenheiten der Ge-
schäftsordnung folge, werde er ihr

das Wort entziehen. Dem Hickhack
zum Trotz übermittelte Baum doch
die Nachricht, insgesamt 1622 Bür-
ger wenden sich im Rahmen der
Kampagne dagegen, im Dreieck zwi-
schen Sauer-Hochregallager und den
Bundesstraßen 89 und 4 den Indus-
triepark hochzuziehen, zulasten der
Landwirtschaft. Der Rechtsausschuss
des Landtags werde sich am 26. No-
vember mit der Petition beschäfti-
gen, kündigte sie an. „Ein Beschluss
im Landtag ist zu erwarten.“

Als Häusler neuerlich drohte,
Baum das Mikro abzuwürgen, schlug
diese einen Haken. Ausdrücklich
warnte sie den Stadtrat vorschnell
Entscheidungen zu treffen, was die
Vergabe von Planungsleistungen an-
geht. „Dies birgt ein Risiko.“

Jenseits dessen halte sie Erschlie-
ßungskosten von drei Millionen
Euro, wie sie in der ISEK-Studie des
Rathauses für Sonneberg-Süd veran-
schlagt werden, angesichts ständig
steigender Baupreise für zu niedrig
– eher stehe das Doppelte und Dreifa-
che zu erwarten. Ob die Landesregie-
rung in Erfurt da mitmacht, bleibe
fraglich. Und umgekehrt sollten sich
Fürsprecher wie Neustadts OB Frank
Rebhan erst einmal darum küm-
mern, ob auch die bayrische Staatsre-
gierung in München bereit ist, För-
dermittel auszureichen.

Mandat falsch verstanden

Voigt gab zurück, er habe sich die
Petition etwas genauer auf die Orts-
marken der Unterstützer hin angese-
hen: „Aus Coburg, Erfurt oder Bo-
chum, viele aus Föritztal und über

400 aus der
Stadt Sonne-
berg“, lautete
das Ergebnis.
Seine Schluss-
folgerung hieß,
es könne ja
schlecht sein,
„dass Bürger
aus ganz
Deutschland
Einfluss neh-
men auf eine
Entscheidung

der Stadt Sonneberg“. An Baum ge-
wandt äußerte Voigt, auch die Geg-
ner des Vorhabens müssten eigent-
lich der Beschlussvorlage zustim-

men. Einerseits, weil nur durch ei-
nen Förderantrag an den Freistaat ge-
klärt werden könne, ob das Vorha-
ben überhaupt realisierbar ist. Zum
Zweiten sei es die originäre Aufgabe
eines Planers, belastbare Zahlen zu
ermitteln, auf deren Basis der Stadt-
rat nachfolgend die nächsten Ent-
scheidungen treffen kann. „Diesen
Beschluss nicht zu fassen, macht kei-
nen Sinn. Sonst hat man sein Man-
dat falsch verstanden. Keiner will
ohne Unterlagen da draußen etwas
tun.“

Der Konkurrent Eisfeld

Einmal mehr warnte der Stadtchef,
eine Chance zu verpassen: Ob in Eis-
feld, in Rhön-Grabfeld oder am Er-
furter Kreuz – überall stünden Kon-
kurrenten parat, ihre Gewerbeflä-
chen an jene Investoren zu veräu-
ßern, die in Sonneberg nicht bedient

werden. Tho-
mas Heine
(Linke) rügte
derweil, Voigt
halte an einem
Entwicklungs-
weg fest, „über
den die Zeit
hinweggegan-
gen ist“. Das
Bürgerbegeh-
ren sei vorläu-
fig ad acta ge-
legt, doch habe

sich damit der Widerstand gegen ein
Vorhaben „in dieser Dimension, an
dieser Stelle und in dieser Art“ kei-
neswegs erledigt. Einen etwas ver-
söhnlicheren Ton in einer Streitfrage
mahnte Jürgen Konrad (Linke) als
Schlussredner an. Sich mit bösen
Worten zu überziehen, helfe nie-
manden. Konrad nannte die Bedürf-
nisse der Landwirtschaft nachvoll-
ziehbar, doch müsse man ebenso das
Interesse der Stadt sehen: Investoren
innerstädtische Brachen anzubieten,
gebe es als Option nicht mehr, wo-
durch eine „behutsame Erschlie-
ßung“ von Sonneberg-Süd richtig
sei. „Dafür braucht es einen Planer.“

„Es wird in sehr kleinen Abschnit-
ten in die Umsetzung gehen“, sicher-
te Voigt daraufhin zu. Dabei werden
„Umweltstandards gesetzt, wie es sie
bis jetzt nicht gibt in der Region“, so
das Versprechen des Bürgermeisters.

Zur Juli-Sitzung ließ sich dasRathaus vomStadtrat grünes Licht geben für denFlächenkauf. Nun legt die Verwaltung nachund lässt der im Januar 2019vomLandpositiv beschiedenen Fördervoranfrage einen
weiteren Antrag auf Gewährung vonGeldern zur Erschließung des Industriegebietes H2Region Thüringen/Franken folgen. Auch ein Planer wird beauftragt. Fotos: Ittig (5)/Zitzmann

Isolde Baum.

Roland Schliewe.

Heiko Voigt.

Jürgen Konrad.

Uta Bätz.


